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Schriftliche Erklärung zu Verurteilung von zwei des Ehebruchs angeklagten Frauen zum Tode durch Steinigung
Das Europäische Parlament,

–
gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,
A. 
unter Hinweis darauf, dass die Republik Sudan Unterzeichnerin des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte ist,

B.

unter Hinweis darauf, dass das Gericht unter Vorsitz von Richter Hatim Abdurrahman Mohamed Hasan am 6. März 2007 bzw. am 13. Februar 2007 die Todesstrafe durch Steinigung gegen Amouna Abdallah Daldoum (23 Jahre alt) und Sadia Idries Fadul (22 Jahre alt aus dem Stamm der Tama, Darfur) wegen Ehebruchs verhängt hat,

1.

fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf,

a) die gegen Amouna Abdallah Daldoum und Sadia Idries Fadul ausgesprochenen Todesurteile zu verurteilen;

b) Druck auf die Regierung des Sudan auszuüben, um die körperliche und geistige Unversehrtheit von Amouna Abdallah Daldoum und Sadia Idries Fadul zu gewährleisten und dafür Sorge zu tragen, dass ihnen umgehend eine faire Berufungsverhandlung eingeräumt wird, in der ihre Verfahrensrechte zu jeder Zeit gewährleistet werden;

c) generell die Rechte der Frauen in ihren Beziehungen zu den sudanesischen Behörden einzufordern, einschließlich des Rechts von Frauen und Mädchen, im Einklang mit internationalen Rechtsvorschriften und Standards nicht diskriminiert zu werden und keiner Gewalt ausgesetzt zu sein;

d) die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in ihren Beziehungen zu den sudanesischen Behörden, einschließlich der Einhaltung nationaler Gesetze und internationaler Menschenrechtsnormen wie zum Beispiel des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte, dessen Vertragsstaat der Sudan seit 1986 ist, und der Menschenrechtsklausel des von Sudan im Jahr 2005 unterzeichneten Abkommens von Cotonou, zu fördern.

2.

beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat, der Kommission und dem Präsidenten der Republik Sudan zu übermitteln.
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